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Nr. 2480.) Gesetz, betreffend die Entschädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen Personen. Vom 20.
Mai 1898.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

§. 1.

Personen, welche im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochen oder in Anwendung eines
milderen Strafgesetzes mit einer geringeren Strafe belegt werden, können Entschädigung aus
der Staatskasse verlangen, wenn die früher erkannte Strafe ganz oder theilweise gegen sie
vollstreckt worden ist. Das Wiederaufnahmeverfahren muß die Unschuld des Verurtheilten
bezüglich der ihm zur Last gelegten That oder bezüglich eines die Anwendung eines
schwereren Strafgesetzes begründenden Umstandes ergeben oder doch dargethan haben, daß
ein begründeter Verdacht gegen den Angeklagten nicht mehr vorliegt.
Außer dem Verurtheilten haben diejenigen, denen gegenüber er kraft Gesetzes
unterhaltspflichtig war, Anspruch auf Entschädigung.
Der Anspruch auf Entschädigung ist ausgeschlossen, wenn der Verurtheilte die frühere
Verurtheilung vorsätzlich herbeigeführt oder durch grobe Fahrlässigkeit verschuldet hat.
Die Versäumung der Einlegung eines Rechtsmittels ist nicht als eine Fahrlässigkeit zu
erachten.

§. 2.

Gegenstand des dem Verurtheilten zu leistenden Ersatzes ist der für ihn durch die
Strafvollstreckung entstandene Vermögensschaden.
Unterhaltsberechtigten ist insoweit Ersatz zu leisten, als ihnen durch die Strafvollstreckung
der Unterhalt entzogen worden ist.

§. 3.

Die Entschädigung wird aus der Kasse desjenigen Bundesstaats gezahlt, bei dessen Gerichte
das Strafverfahren in erster Instanz anhängig war.
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Bis zum Betrage der geleisteten Entschädigung tritt die Kasse in die Rechte ein, welche dem
Entschädigten gegen Dritte um deswillen zustehen, weil durch deren rechtswidrige
Handlungen seine Verurtheilung herbeigeführt war.

§. 4.

Ueber die Verpflichtung der Staatskasse zur Entschädigung wird durch besonderen Beschluß
des im Wiederaufnahmeverfahren erkennenden Gerichts Bestimmung getroffen.
Der Beschluß ist von dem Gerichte gleichzeitig mit dem Urtheile zu fassen, aber nicht zu
verkünden, sondern durch Zustellung bekannt zu machen. Der Beschluß unterliegt nicht der
Anfechtung durch Rechtsmittel. Er tritt außer Kraft, wenn das Urtheil aufgehoben wird.

§. 5.

Wer auf Grund des die Verpflichtung der Staatskasse zur Entschädigung aussprechenden
Beschlusses einen Anspruch geltend macht, hat diesen Anspruch bei Vermeidung des
Verlustes binnen drei Monaten nach Zustellung des Beschlusses durch Antrag bei der
Staatsanwaltschaft zu verfolgen. Der Antrag ist bei der Staatsanwaltschaft desjenigen
Landgerichts zu stellen, in dessen Bezirke das Urtheil ergangen ist.
Ueber den Antrag entscheidet die oberste Behörde der Landesjustizverwaltung. Eine
Ausfertigung der Entscheidung ist dem Antragsteller nach den Vorschriften der
Civilprozeßordnung zuzustellen.
Gegen die Entscheidung ist die Berufung auf den Rechtsweg zulässig. Die Klage ist binnen
einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach Zustellung der Entscheidung zu erheben. Für die
Ansprüche auf Entschädigung sind die Civilkammern der Landgerichte ohne Rücksicht auf den
Werth des Streitgegenstandes ausschließlich zuständig.
Bis zur endgültigen Entscheidung über den Antrag ist der Anspruch weder übertragbar, noch
der Pfändung unterworfen.

§. 6.

In den zur Zuständigkeit des Reichsgerichts in erster Instanz gehörigen Sachen ist statt der
Staatskasse die Reichskasse ersatzpflichtig.
In diesen Fällen tritt an die Stelle der Staatsanwaltschaft des Landgerichts die
Staatsanwaltschaft bei dem Reichsgericht, an die Stelle der obersten Behörde der
Landesjustizverwaltung der Reichskanzler.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Berlin im Schloß, den 20. Mai 1898.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst zu Hohenlohe.
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